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Auf dem Industrieareal Lysbüchel (vormals Bahnhof St. Johann) besitzt die SBB Immobilien AG 
(SBB) auf einem Perimeter von ca. 60'000 m2 Eigentum. Angesiedelt sind Gewerbe- und 
Industriebetriebe (Zone 7) mit hunderten von Arbeitsplätzen. Die SBB beabsichtigt diesen Standort 
mit neuen attraktiven Nutzungsangeboten aufzuwerten und so eine Wertsteigerung zu erzielen. 
Rund 25 Vertragsnehmer, entweder Mieter oder Baurechtsnehmer sind nun davon betroffen, dass 
die entsprechenden Verträge (Mietverträge bzw. Baurechtsverträge) bereits in den nächsten 
Monaten und Jahren (bis 2021) auslaufen. 

Der grösste Teil der Gewerbebetriebe sieht sich gezwungen, bereits in den nächsten 1-2 Jahren 
neue Standorte zu evaluieren. Der Druck wird auch von den Banken auf die Betriebe ausgeübt, da 
Unternehmen keine Betriebs- oder Investitionskredite mehr erhalten, wenn diese nicht über ihren 
zukünftigen Standort orientieren können. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Was ist die Rolle des Kantons Basel-Stadt in diesem Arealentwicklungsprozess? 

2. Was sind die Ziele des Kantons Basel-Stadt betreffend künftiger Nutzung dieses Areals? 

3. Rund 25 gewerbliche Unternehmen sind davon betroffen und müssen einen neuen Standort 
suchen: 

 

3.1 Plant der Kanton einer Abwanderung dieser Betrieb entgegenzuwirken? 

3.2 Steht der Kanton im Kontakt mit diesen Unternehmen, mit dem Ziel, einen 
Ersatzstandort in Basel-Stadt zu finden? 

3.3 Welche Areale kann der Kanton Basel-Stadt als "Ersatz" anbieten? 

3.4 Sind zusätzliche Anreize möglich, um die Betrieb im Kanton Basel-Stadt zu halten? 

3.5 Wer ist auf Seiten des Kantons Basel-Stadt für die "Bestandespflege" bzw. für die 
Verhinderung der Abwanderung dieser Unternehmen verantwortlich? 

 

4. Ist es denkbar, dass der Kanton Basel-Stadt Teile dieser letzten noch zusammenhängenden 
Gewerbezone in Basel-Stadt übernimmt und dem Basler Gewerbe weiterhin zur Verfügung 
stellt? 

5. Wie lauten die Empfehlungen des Regierungsrats an die betroffenen Gewerbebetriebe? 

Urs Schweizer 


